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Gesetz zu dem Europäischen Übereinkommen 
vom 13. Dezember 1957 über Straßenmarkierungen 

Vom 29. Juni 1962 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos¬ 
sen: 

Artikel 1 

Dem in Genf am 13. Dezember 1957 von der Bun¬ 
desrepublik Deutschland Unterzeichneten Europä¬ 
ischen Übereinkommen über Straßenmarkierungen 
wird zugestimmt. Das Übereinkommen wird nach¬ 
stehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, 
nach Artikel 16 Abs. 2 des Übereinkommens be¬ 
schlossene Änderungen und Ergänzungen, die sich 
auf die Gestaltung oder die Bedeutung der Straßen¬ 
markierungen beziehen, durch Rechtsverordnungen 
mit Zustimmung des Bundesrates in Kraft zu setzen. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
festotellt. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1). 


Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver¬ 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach 
seinem Artikel 10 Abs. 2 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
Bonn, den 29. Juni 1962 

Der Bund es Präsident 
Lübke 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister 
für Familien- und Jugendfragen 
Dr. Wuermeling 

Der Bundesminister für Verkehr 
Seebohm 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Dr. Schröder 
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